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Niederschrift 
über die Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch 
am 21.11.2013 in der Luitgardisschule, Seminarstr. 21, 46446 Emmerich am Rhein  
 

 
Beginn: 18:00 Uhr 
Ende: 19:15 Uhr 
 
Teilnehmer: Verwaltung : - Herr Kemkes 

- Frau Schumann  
- Frau Reinartz (Protokoll) 
 

 Mitglied des Rates oder des ASE: - Herr Kukulies  
  - Herr Spiegelhoff 
 
 Volksbank Emmerich eG - Herr Wittenhorst 
  - Herr Tück 
  - Herr Architekt B. Arntzen 
 
 Bürgerschaft: die Bürger lt. Anwesenheitsliste 
 
 
 
Herr Kemkes begrüßt die Anwesenden und stellt die Vertreter der Verwaltung als Ansprech-
partner in diesem Bauleitplanverfahren vor. Es wird darauf hingewiesen, dass Herr Arntzen, der 
Architekt des geplanten Gebäudekomplexes, nach dem Vortrag ebenfalls für Fragen zur Verfü-
gung steht. Herr Kemkes erläutert, dass aufgrund von großem Abstimmungsbedarf bei diesem 
Verfahren viel Zeit seit dem Aufstellungsbeschluss, der am 11.09.2012 gefasst worden ist, ver-
gangen ist. 

Frau Schumann stellt den Bauentwurf und die beabsichtigte Umsetzung in planungsrechtliche 
Festsetzungen als Bebauungsplanvorentwurf im Rahmen einer Powerpoint-Präsentation vor. 

Zunächst wird die derzeitige Situation des Plangebietes dargestellt. Anschließend wird der 
Bauentwurf erläutert. Dieser gestaltet sich folgendermaßen: Der Gebäudekomplex ist zweiteilig 
gegliedert. Ein Teil liegt parallel zur Straße, der andere steht orthogonal zur Straße und erweckt 
durch seine äußere Gestaltung den Eindruck von drei Einzelgebäuden. Der Gebäudekomplex 
soll insgesamt barrierefrei gestaltet sein. Neben einem transparent gestalteten Treppenhaus-
trakt gibt es deshalb einen Aufzug. Der Entwurf wird aus den vier Himmelsrichtungen dargestellt 
und mittels zwei 3D-Darstellungen des Architekten Arntzen visualisiert. Eine Übersicht der Hö-
henentwicklung der Gebäude verdeutlicht, dass der geplante Gebäudekomplex die Höhe der 
umgebenden vorhandenen Bebauung nicht überschreitet. Anschließend erläutert Frau Schu-
mann das aktuelle Planungsrecht. Das Vorhaben fügt sich nur bedingt im Sinne des § 34 in die 
Eigenart der näheren Umgebung ein. Zudem sind gestalterische Aspekte nach § 34 BauGB 
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nicht regelbar. Für den Ortsteil Elten gibt es eine Denkmalbereichssatzung mit verschiedenen 
Ortsbildzonen. Diese erläutert Frau Schumann für den Bereich des Planverfahrens. Es gibt in 
diesem Bereich eine Allee mit einer dahinter liegenden erhaltenswerten Grünfläche. Aus diesen 
Gründen wird das Vorhaben planungsrechtlich durch die Aufstellung eines Bebauungsplanes 
gesichert. 

Für das Verfahrensgebiet EL 16/2 stellt Frau Schumann den Vorentwurf des Bebauungsplanes 
vor. Dieser sieht ein allgemeines Wohngebiet, welches eine zweigeschossige Bebauung zu-
lässt, vor. Da die Dachgeschosse ausgebaut werden sollen, wird im Rahmen des Bebauungs-
planes eine Höhenbegrenzung festgelegt. Für die geplanten 19 Wohneinheiten sind in der Hin-
terlandfläche 19 Stellplätze vorgesehen. Die Allee wird im Rahmen des Bebauungsplanes 
ebenfalls gesichert. Gestalterische Aspekte sind im Detail noch nicht festgelegt zu dem Zeit-
punkt des Vorentwurfes. Der Straßenbereich Neustadt ist in dem Verfahrensgebiet mit einbezo-
gen. Dies bedeutet nicht, dass Straßenumbaumaßnahmen vorgesehen sind.  

Der Regionalplan, an den sich die Planung anpassen muss, sieht für den Bereich einen allge-
meinen Siedlungsbereich vor. Somit besteht hier kein Wiederspruch. Der Flächennutzungsplan 
der Stadt Emmerich am Rhein sieht für die Fläche Wohnbau und Grünfläche vor. Für den Be-
reich der Gebäude, die an die Dr.-Robbers-Straße grenzen, sieht der Flächennutzungsplan eine 
Grünfläche vor. Aufgrund dessen soll der Flächennutzungsplan nach § 13 a Abs. 2 Satz 2 
BauGB berichtigt werden. Abschließend stellt Frau Schumann den Verfahrensablauf mit der 
zweistufigen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung dar und verweist auf die Möglichkeit im 
Zeitraum eines Monats nach dieser Versammlung die Planungsunterlagen bei der Stadtverwal-
tung erneut einsehen und dabei weitere Stellungnahmen abgeben zu können. Herr Kemkes bit-
tet um Wortmeldungen. 

 

1) Herr de Graaff, Abergsweg 55, fragt nach dem Brandschutz des Gebäudekomplexes.Er 
sorgt sich im Fall eines Brandes um alternative Fluchtwege zu dem Treppenhaus, welches 
sich innerhalb des Gebäudes befindet. 

Herr Arntzen erläutert, dass im Falle eines Brandes die Laubengänge des geplanten Ge-
bäudes Schutz vor der Rauchentwicklung bieten und die Feuerwehr die Möglichkeit hat, die 
Anwohner über die Laubengänge zu retten. 

 

2) Herr de Graaff ist der Ansicht, dass der geplante Gebäudekomplex zu nah an der Straße 
stehe. Wenn die Post käme, sei die Straße blockiert, da es bequemer sei, vor dem Haus zu 
parken, als den Umweg um das Gebäude herum zu nutzen. Er möchte einen guten Durch-
gang, insbesondere auch für die Durchfahrt eines Busses.  

Dem Argument von Herrn Graaff, es sei bequemer vor dem Haus zu parken, als um das 
Haus herum zu laufen, wenn man die Stellplätze hinter dem Haus nutzt, stimmt Herr Kem-
kes zu. Auf Parkplätze vor dem Haus wird dennoch absichtlich verzichtet, da man die Bau-
flucht der Häuser einhalten möchte. 

 

3) Herr de Graaff fragt weiter, was mit der Fläche hinter dem Haus geschehen soll. 
Herr Kemkes erläutert, dass die Fläche langfristig als Park gesichert werden soll. 

 

4) Herr de Graaff fragt, ob die geplanten Parkplätze hinter dem Gebäude lediglich für die An-
wohner geplant sind oder ob die Allgemeinheit ebenfalls die Möglichkeit hat, dort zu parken. 
Herr Arntzen erläutert, dass pro Wohnung ein Stellplatz notwendigerweise nachgewiesen 
werden muss. Dementsprechend muss es für die 19 Wohneinheiten 19 Stellplätze geben. 
Die geplanten Parkplätze sind demzufolge lediglich für die Anwohner vorgesehen. Herr 

Beschluss
vorschlag 
1.1 
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Arntzen weist darauf hin, dass mittels privater Absprachen gegebenenfalls Möglichkeiten 
bestehen, Parkplätze zu belegen. 

 

5) Herr de Graaff bringt nochmals zum Ausdruck, dass er mit der Parksituation unzufrieden 
ist. 
Herr Kemkes weist darauf hin, dass man die Postboten darauf hinweisen soll, dass sie hin-
ter dem Haus auf den Stellplätzen halten sollen. Die Anregung von Herrn Graaff wird notiert 
und bei der weiteren Bearbeitung des Verfahrens berücksichtigt. Weiter erinnert sich Herr 
Kemkes daran, dass sonst die Busfahrer sich sehr zeitig beschweren, wenn es in bestimm-
ten Straßen zu Engpässen kommt. Dies sei bisher für die Neustadt noch nicht vorgekom-
men. Man werde überlegen gegebenenfalls verkehrsregelnde Maßnahmen vorzunehmen. 

 

6) Herr de Graaff fragt, bis wann man die Möglichkeit hat, eine Stellungnahme abzugeben. 
Frau Schumann antwortet, dass die Bürger vom Tage der Bürgerversammlung an einen 
Monat lang die Möglichkeit haben, sich den Entwurf bei der Stadtverwaltung einzusehen 
und eine Stellungnahme abzugeben. Des Weiteren gebe es nach dieser frühzeitigen Betei-
ligung noch die nächste Beteiligungsstufe in dem Bauleitplanverfahren. Hier können die 
Bürger nachgucken, ob ihre Stellungnahmen in die Planung eingeflossen sind und bei Be-
darf weitere Stellungnahmen abgeben. 

 

7) Herr Kukulies bringt zum Ausdruck, dass er die Meinung von Herrn Graaff bezüglich der 
Parksituation in der Neustadt teilt. Zudem fragt er, wie und an welcher Stelle die Müllein-
hausung geplant ist.  
Herr Arntzen erläutert, dieser Punkt stehe noch nicht fest. Er plane dies in ansprechender 
Form umzusetzen.  

 

8) Herr Köster, Neustadt 31, fragt, ob der Kanal bereits geprüft wurde. Er sorgt sich, ob der 
Kanal ausreichend ist und ob gegebenenfalls Kosten für die Anwohner entstehen könnten. 

Herr Kemkes führt aus, dass in dem Bauleitplanungsverfahren auch die Technischen Wer-
ke beteiligt werden. Diese müssten ohnehin einen Kanalschein ausstellen. Sollte ein Aus-
bau bzw. Umbau des Kanals anstehen, seien die Anwohner nicht beitragspflichtig. Lediglich 
bei einer Qualitätssteigerung würden Kosten anfallen. Wenn man feststellen würde, die 
Straße ist ohnehin sanierungsbedürftig, würden ebenfalls Kosten anfallen. Dies sei bei der 
Neustadt allerdings aller Wahrscheinlichkeit nach nicht der Fall.  

 

9) Herr Jansen, Neustadt 26, bringt ein, dass der Verkehr infolge der LKW-Sperrung in der 
Schmidtstraße in die Neustadt ausweichen würde. Seiner Ansicht nach müsste mit solch 
einem Projekt, bei dem 19 neue Wohneinheiten entstehen, eher die Neustadt für den LKW-
Verkehr gesperrt werden. 
Herr Kemkes antwortet, dass sich die Lage seit der Sperrung in der Schmidtstraße bereits 
beruhigt hätte. Die Sperrung in der Schmidtstraße hatte den Hintergrund der Durchlüftung. 
In der Neustadt ist eine bessere Durchlüftung der Straße gegeben, so dass die Abgase hier 
keine so große Belastung darstellen würde wie in der Schmidtstraße. 

 

10)  Herr Derksen, Neustadt 37, fragt, ob die Bushaltestelle an der Stelle, an der sie sich der-
zeit befindet, bestehen bleibt. 

Beschluss
vorschlag 
1.2 

Beschluss
vorschlag 
1.2 

Beschluss
vorschlag 
1.3 

Beschluss
vorschlag 
1.2 

Beschluss
vorschlag 
1.4 
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Herr Kemkes erläutert, dass die Frage bereits im Ausschuss für Stadtentwicklung diskutiert 
wurde. Man werde dies im weiteren Verfahren noch prüfen müssen. 

 

11)  Herr Berendsen, Klosterstr. 26, fragt nach dem Abstand zwischen der Bebauung und der 
Baumallee. 
Herr Arntzen antwortet, der Abstand beträgt ohne Balkon 8,5 m, mit Balkon ca. 7 m. 

 

12)  Herr de Graaff fragt, wann die Bauarbeiten starten würden. 
Herr Arntzen gibt an, dass ungefähr Mitte nächsten Jahres mit den Bauarbeiten begonnen 
wird, sofern sich das Verfahren nicht verzögert. Die Bauzeit würde ca. ein Jahr betragen. 
Weiter fügt er hinzu, dass die Wohnungen als Eigentumswohnungen vermarktet werden. 
Der Sankt Vitus Stift würde die Verwaltung übernehmen und Hilfe für ältere Menschen an-
bieten, falls dies seitens der zukünftigen Bewohner des geplanten Gebäudekomplexes ge-
wünscht sein sollte. Es wird nochmal darauf hingewiesen, dass die Wohnungen nicht un-
bedingt nur für ältere Menschen angedacht sind, sondern aufgrund der Barrierefreiheit auch 
für andere Personengruppen ansprechend sein können. Frau Schumann fügt hinzu, dass 
planungsrechtlich nicht geregelt wird, dass die Wohnungen explizit als Wohnungen für älte-
re Menschen, wie bspw. ein Seniorenheim, vorgesehen sind.  

 

13)  Herr Berendsen fragt, ob das Grundstück von der anschließenden Grünfläche im Süden 
abgegrenzt werden würde, bspw. mit einem Zaun. 
Herr Arntzen antwortet, dass es eine Begrenzung geben soll, aber noch nicht feststehe, wie 
diese aussehen werde. Die Abgrenzung soll mit den Nachbarn abgestimmt werden. Herr 
Kemkes fragt nach dem Hintergrund von Herrn Berendsens Frage. Dieser wollte mit der 
Frage wissen, wie das Grundstück zugänglich ist. 

 

14)  Herr Wennekers, Neustadt 42, fragt, ob das Gebäude unterkellert ist und falls dies nicht 
der Fall sein sollte, wo die künftigen Bewohner des Gebäudes ihre Fahrräder abstellen wer-
den. 

Herr Arntzen erläutert, dass lediglich ein sehr kleiner Teil des Gebäudekomplexes unterkel-
lert werden soll und dieser der Unterbringung von Versorgungsanlagen, wie der Heizungs-
anlage, dienen soll. Es werde vorgesetzte Nebenräume (sind aus den Entwürfen ebenfalls 
ersichtlich) geben, in denen die Anwohner ihre Fahrräder abstellen können. 

 

Da weitere Wortmeldungen zur Planung nicht vorliegen, verweist Herr Kemkes auf die Möglich-
keit der Einsichtnahme der Planung bei der Verwaltung und die Abgabe von Stellungnahmen 
für den Zeitraum eines weiteren Monats. Sofern gewünscht, können Kopien des Planvorentwur-
fes angefordert werden. Einige der Anwesenden haben Ihre Adresse bei Frau Schumann hin-
terlegt, damit ihnen die Präsentation zugeschickt werden kann. 

 
Herr Kemkes beendet die Veranstaltung um 19:15 Uhr. 
 
Emmerich am Rhein, den 22.11.2013 
Im Auftrag 
 
 
 
gez. Reinartz 
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